
Keine  Möglichkeit  zur
vorzeitigen  Altersrente  nach
Eintritt der Invalidität
geschrieben von Dr. Michael Merker | Juni 4, 2025
Mit Eintritt des Vorsorgefalls «Invalidität» verliert der BVG-
Versicherte die reglementarisch vorgesehene Möglichkeit, eine
vorzeitige Altersrente zu beantragen – Koordination zwischen
verschiedenen Vorsorgeleistungen.

Im Urteil 9C_732/2020 vom 26. März 2021 befasste sich das
Bundesgericht mit der Frage, ob sich eine Person, bei der
bereits der Vorsorgefall «Invalidität» eingetreten ist, danach
doch noch für eine Frühpensionierung entscheiden kann. Das
Gericht  entschied,  dass  der  Eintritt  des  Vorsorgefalls
«Invalidität» den späteren Eintritt des Vorsorgefalls «Alter»
ausschliesst. Was das konkret bedeutet, wird im nachstehenden
Beitrag anhand des genannten Urteils besprochen.

Der konkrete Sachverhalt
A. war seit September 2014 bei B. angestellt und damit bei der
Vorsorgestiftung  der  B.  berufsvorsorgeversichert.  Mit
Aufhebungsvereinbarung  vom  15.  Juni  2016  wurde  das
Arbeitsverhältnis per 31. Dezember 2016 aufgelöst. Im Oktober
2017  meldete  sich  A.  aufgrund  seiner  seit  Dezember  2016
bestehenden  Gesundheitsbeeinträchtigung  bei  der
Invalidenversicherung  zum  Leistungsbezug  an.

Am 27. Juni 2019 beantragte A. bei der Vorsorgestiftung der B.
die  Ausrichtung  vorzeitiger  Altersleistungen.  B.  bestätigte
die vorzeitige Pensionierung mit Wirkung per 1. Januar 2017.
Die  Altersrente  wurde  rückwirkend  ab  diesem  Zeitpunkt
ausgerichtet. Mit Verfügung vom 22. Oktober 2019 sprach die
IV-Stelle A. eine Invalidenrente ab 1. April 2018 zu.

Im Februar 2020 machte A. gegenüber der Vorsorgestiftung der
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B. geltend, er habe Anspruch auf eine Invalidenrente. Die IV-
Stelle lehnte diesen Antrag mit der Begründung ab, sie richte
ihm bereits eine Altersrente aus. Klageweise beantragte A. die
Ausrichtung  einer  Invalidenrente.  Mit  Entscheid  vom  22.
September 2020 wies das Sozialversicherungsgericht die Klage
ab. Dagegen gelangte A. ans Bundesgericht.

Der Entscheid des Bundesgerichts
Das  Bundesgericht  musste  beurteilen,  ob  eine  versicherte
Person,  die  bereits  eine  IV-Meldung  eingereicht  hatte  und
während  des  laufenden  IV-Verfahrens  vorzeitige
Altersleistungen beantragte, Anspruch auf eine Invalidenrente
hat oder ob ihr aufgrund der vorzeitigen Pensionierung die
laufende Altersrente zustehe.

Das Bundesgericht gab zuerst die ständige Rechtsprechung zur
Frage des Eintritts des Vorsorgefalls Invalidität wieder und
hielt fest, dass der Eintritt des Vorsorgefalls «Invalidität»
mit  der  Entstehung  des  Anspruchs  auf  eine  Rente  der
Invalidenversicherung  zusammenfällt.  Der  Vorsorgefall
Invalidität tritt somit nicht mit der Arbeitsunfähigkeit ein,
sondern  erst  mit  Beginn  des  Anspruchs  auf  eine
Invalidenleistung.

Dabei schliesst der Umstand, dass ein definitiver Entscheid
über den Anspruch auf eine Invalidenrente noch aussteht und
deshalb noch keine Invalidenrente bezogen wird, den Eintritt
des Vorsorgefalls zu diesem Zeitpunkt nicht aus. Massgebend
bleibt,  dass  der  Anspruch  auf  eine  Invalidenrente  der
beruflichen  Vorsorge  frühestens  sechs  Monate  nach  der
Anmeldung  zum  Rentenbezug  bei  der  Invalidenversicherung
entstehen konnte. Zu diesem Zeitpunkt gilt der Vorsorgefall
Invalidität als eingetreten.

Im vorliegenden Fall ist der Vorsorgefall «Invalidität» am 1.
April 2018, das heisst sechs Monate nach der im Oktober 2017
erfolgten  Anmeldung  zum  Rentenbezug  bei  der
Invalidenversicherung,  entstanden.



Da  A.  den  Antrag  auf  vorzeitige  Altersleistungen  erst  am
27.  Juni  2019  gestellt  hat,  nachdem  der  Vorsorgefall
«Invalidität»  bereits  am  1.  April  2018  eingetreten  war,
gelangte das Bundesgericht zum Schluss, dass dieser Antrag den
Vorsorgefall «Alter» im Sinne einer vorzeitigen Pensionierung
nicht mehr auslösen konnte. Aus diesem Grund konnte auch kein
Anspruch auf vorzeitige Altersleistungen begründet werden.

Das Bundesgericht betonte, dies gelte unabhängig davon, dass
der  rentenzusprechende  Entscheid  der  IV-Stelle  erst  am
22. Oktober 2019 erging und somit erst ab diesem Zeitpunkt
Gewissheit über den Anspruch bestand.

Der Versicherte A. konnte die vorzeitige Pensionierung im Juni
2019  nicht  mehr  verlangen.  Das  Bundesgericht  hielt
zusammenfassend  fest,  A.  steht  anstelle  der  bisher
ausgerichteten Altersrente eine Invalidenrente zu. Die bereits
ausgerichteten Altersrenten sind davon in Abzug zu bringen.

Fazit
Mit  Eintritt  des  Vorsorgefalls  «Invalidität»  verliert  der
Versicherte die reglementarisch vorgesehene Möglichkeit, eine
vorzeitige Altersrente zu beantragen. Dies gilt auch, wenn die
versicherte  Person  ihre  Willenserklärung  bereits  vor  der
rentenzusprechenden  Verfügung  der  Invalidenversicherung
abgegeben hat. Es ist nicht möglich, nach dem Eintritt der
Invalidität eine vorzeitige Altersrente zu beanspruchen. Die
beiden  Vorsorgefälle  Alter  und  Invalidität  schliessen  sich
gegenseitig aus.

 



Reformziele  verfehlt–  Wieso
die BVG Reform abzulehnen ist
geschrieben von Eliane Albisser | Juni 4, 2025
Die 140’000 Unterschriften, die innert kürzester Zeit für das
Referendum gegen die BGV-Reform gesammelt wurden, zeigen die
grosse  Unzufriedenheit  mit  den  Beschlüssen  des  Parlaments.
Eine  Mehrheit  unserer  PK-Netz  Mitgliederverbände  hat  diese
bereits  seit  März  2023  über  die  Dachverbände  SGB  und
Travail.Suisse im Rahmen des Referendums bekämpft. Die meisten
weiteren  Mitgliederverbände  haben  sich  nun  auch  mit  der
Reformvorlage befasst und sprechen sich ebenso deutlich gegen
die Reform aus. Es freut uns sehr, dass nun auch Öffentliches
Personal  Schweiz  mit  an  Bord  ist  und  die  Nein  Parole
beschlossen hat. Denn auch für die Mitglieder von Öffentliches
Personal  Schweiz,  die  in  öffentlich-rechtlichen  Kassen
versichert  sind,  bringt  die  Reform  keine  Vorteile.  Ihre
Umwandlungssätze  sind  in  den  letzten  zehn  Jahren  bereits
massiv  gesenkt  worden.  Nun  soll  mit  der  Senkung  des
gesetzlichen  Mindestumwandlungssatzes  der  Spielraum  für
weitere Senkungen noch vergrössert werden.

Was will die Reform?
Die Reform soll das Rentenniveau insgesamt erhalten, hatte
sich der Bundesrat als Ziel gesetzt. Die vom Parlament im März
2023 verabschiedete Reform verfehlt dieses Ziel nun allerdings
deutlich.  Die  beschlossenen  Massnahmen  sind  weder
bedarfsgerecht  noch  zielgerichtet.
• Bei einer im Obligatorium versicherten 50-jährigen Person,
die CHF 70’000 pro Jahr verdient, fallen monatlich CHF 100
mehr Beiträge an und gleichzeitig wird ihre spätere Rente pro
Monat um CHF 127 gekürzt.
• Bei einem Einkommen von CHF 88’200 steigen die Lohnbeiträge
um CHF 42, dafür muss eine monatliche Renteneinbusse von CHF
271 hingenommen werden.
•  Ausserdem  steigen  durch  die  deutliche  Senkung  des
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Koordinationsabzuges  insbesondere  für  Angestellte  in
Tieflohnbranchen die Lohnbeiträge massiv an. Trotz den höheren
Beiträgen gibt es für diese Versicherten unter dem Strich
keine Verbesserung, denn die etwas höheren Renten aus der 2.
Säule  führen  direkt  zu  einer  Reduktion  der
Ergänzungsleistungen. Ein sozialpolitisches Armutszeugnis!

Gründe gegen die Reform
Ist die Reform für viele Versicherte nachteilig, ist sie für
die Pensionskassen unfair. Die Finanzierung der individuellen
Rentenzuschläge  an  die  Versicherten  und  der  Zuschüsse  des
Sicherheitsfonds an die Pensionskassen ist noch sehr unklar.
Einige Kassen werden vom Sicherheitsfonds Zuschüsse erhalten,
andere nicht. Der Pensionskassenverband ASIP spricht von einer
äusserst komplexen Lösung und von einer massiven Erhöhung der
Verwaltungskosten. Trotzdem hat er die Ja-Parole gefasst, was
in  der  Branche  einiges  Kopfschütteln  auslöste.  Dieses  Ja
entspricht  einer  politischen  statt  einer  fachlichen
Beurteilung  der  Geschäftsführenden  –  und  nicht  von  den
paritätischen Organen der Pensionskassen. Vielen paritätischen
Organen  bereiten  nämlich  die  Durchführungsprobleme  und  der
drohende unverhältnismässige Bürokratieaufwand Bauchschmerzen.
Höhere Verwaltungskosten will niemand. Auch die Kammer der
Pensionskassen-Experten SKPE hat erkannt, dass die konkrete
Umsetzung erhebliche zusätzliche Verwaltungskosten verursacht
und dass das System des Ausgleichs sein Ziel verfehlt, weshalb
sie die Vorlage ablehnt.

Das PK-Netz setzt sich für die Interessen der Versicherten in
der 2. Säule ein. Die 2. Säule ist Teil der Sozialversicherung
und  sie  muss  zusammen  mit  der  AHV  das  verfassungsmässige
Leistungsziel  erreichen.  Die  vorliegende  BVG-Reform  leistet
dazu keinen Beitrag.

Eliane Albisser
PK-Netz Geschäftsführerin

Das PK-Netz wurde von 13 Gewerkschaften und Personalverbänden



2010  als  Verein  gegründet,  um  arbeitnehmerseitige
Stiftungsrätinnen  und  Stiftungsräte  von  Pensionskassen  zu
vernetzen  und  ihnen  ein  gezieltes  Weiterbildungsangebot
anzubieten.

Reform BVG 21 am Abgrund?
geschrieben von Andreas Cabalzar | Juni 4, 2025
Nach  der  Verabschiedung  des  Revisionsentwurfs  des
Bundesgesetzes  über  die  berufliche  Alters-,  Hinterlassenen-
und Invalidenvorsorge (BVG) am 25. November 2020 durch den
Bundesrat, dem vom Revisionsentwurf abweichenden Beschluss des
Nationalrats  vom  8.  Dezember  2021  und  dem  von  beidem
abweichenden Beschluss des Ständerats vom 12. Dezember 2022
liegen die Karten nun auf dem Tisch: We agree to disagree!

Wo liegen die wichtigsten Differenzen zwischen dem Entwurf des
Bundesrats,  der  vom  Nationalrat  beschlossenen  Variante  und
jener des Ständerats? Uneinigkeit herrscht insbesondere über
die lohnmässige wie auch die altersmässige Eintrittsschwelle,
beim  Koordinationsabzug  und  bei  der  Kompensation  für  eine
Umwandlungssatzsenkung,  die  Details  können  der  beiliegenden
Tabelle entnommen werden:

Ich geb’s offen zu, ich war noch nie ein bekennender Fan des
sogenannten  Sozialpartnerkompromisses.  Die  Beschlüsse  des
National-  und  des  Ständerats  beinhalten  nun  sowohl
Verbesserungen  als  auch  Verschlechterungen  gegenüber  dem
bundesrätlichen  Vorschlag.  Die  Begeisterung  wird  dadurch
sicher nicht grösser.

Wie  weiter?  Am  12.  Dezember  2022  hat  die  UBS  in  einer
Medienmitteilung  in  einem  m. E.  ausgezeichneten  Artikel
dargelegt, was die grundlegenden Ziele der BVG-Reform sein
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müssten und wie sie erreicht werden könnten:

 Bundesrat (BR) Nationalrat (NR) Ständerat (SR)

Jahreslohn CHF 21 510 CHF 12 548 CHF 17 208

Versicherungsbeginn
Risiko Alter

nach Vollendung
des

24. Altersjahrs

nach Vollendung
des

19. Altersjahrs

nach Vollendung des
24. Altersjahrs

Koordinationsabzug 50% 50% 15%

Kompensation für
eine

Umwandlungssatzsenku
ng

Die ersten fünf
Jahrgänge

erhalten bis zu
2400 Franken pro

Jahr, die
zweiten fünf
Jahrgänge noch

maximal 1800 und
die letzten fünf
1200 Franken.
Der Bundesrat
bestimmt danach

für jedes
Kalenderjahr die

Höhe des
Rentenzuschlags.

Die ersten fünf
Jahrgänge

erhalten bis zu
2400 Franken pro
Jahr, die zweiten
fünf Jahrgänge

noch maximal 1800
und die letzten

fünf 1200
Franken. Bei

Rentenvorbezug
wird der Zuschlag
gekürzt. Und wer
von der Senkung

des
Umwandlungssatzes
nicht betroffen
ist, erhält keine

Kompensation.

Zusätzlich obere
Limite:

Vorsorgeguthaben
grösser als der
zweieinhalbfache
Grenzbetrag nach

Artikel 8 Absatz 1 (85%
von 85 320 Franken)
haben keinen Anspruch
auf eine Kompensation.
In den letzten zwanzig

Jahren vor diesem
Zeitpunkt getätigte
Vorbezüge für die

Wohneigentumsförderung
werden an das
massgebliche
Altersguthaben
angerechnet.

Als fünften Punkt würde ich ergänzen:

Keine zentrale Finanzierung der Kompensation. Wie im besagten



UBS-Artikel nämlich sehr zutreffend ausgeführt wird, muss jede
Vorsorgeeinrichtung Rückstellungen für Pensionierungsverluste
bilden und sollte somit in der Lage sein, diese Rückstellungen
für Kompensationszahlungen zu nutzen. Vor allem aber: Wird die
Kompensation  zentral  über  eine  Organisation  administriert,
müssen  sich  alle  Versicherten  daran  beteiligen,  auch
diejenigen, deren Vorsorgeeinrichtung die Hausaufgaben schon
gemacht haben und die dadurch in der Vergangenheit schon zur
Kasse  gebeten  wurden.  Es  würde  einer  Ausweitung  der
Umverteilung  gleichkommen!

Und wenn ich noch einen sechsten Punkt ergänzen dürfte: ein
differenzierter Koordinationsabzug. Der Koordinationsabzug ist
für  den  Versicherungsteil  in  vollem  Umfang  absolut
gerechtfertigt. Eine Reduktion des Koordinationsabzugs führt
zu  einer  Doppelversicherung.  Auf  dem  Sparteil  macht  der
Koordinationsabzug jedoch keinen Sinn, weil dadurch weniger
Sparkapital geäufnet wird.

Auf die oben von mir gestellte Frage, wie weiter, komme ich
nicht  umhin,  mich  auch  hier  der  Meinung  der  UBS
anzuschliessen,  und  ich  zitiere:

«Lieber keine Reform als eine schlechte»

Es braucht keine Reformen um jeden Preis, sondern es braucht
eine  Reform,  die  gezielt  die  Umverteilung  begrenzt  und
gleichzeitig allen eine gute Versicherungsgrundlage heute und
in Zukunft bietet.» Dem ist eigentlich nix beizufügen. Warum
macht es die Politik nicht einfach so?

Ich bin klar der Meinung und zitiere auch hier aus dem UBS-
Artikel,  diesmal  eine  Aussage  von  Silvan  Gamper,
Pensionskassenexperte  bei  c-alm:  «Die  derzeitigen
Reformdiskussionen  können  (ich  würde  sogar  weitergehen:
«müssen»)  zu  einem  stabileren  und  gerechteren  System  der
beruflichen  Altersvorsorge  führen.  Aber  nur,  wenn  wir  dem
Kapitaldeckungsprinzip wieder näherkommen.» Dem ist eigentlich



nix beizufügen. Wann regelt es die Politik endlich so?

Andreas Cabalzar,
Co-Präsident VBS und Geschäftsleitungsmitglied
Öffentliches Personal Schweiz

PK-Netz-Tagung  mit  Bundesrat
Alain Berset
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 4, 2025
Am 7. November 2022 trat Bundesrat Alain Berset an der PK-
Netz-Tagung  vor  Stiftungsrätinnen  und  Stiftungsräten  sowie
Gewerkschaftsvertretenden  auf.  Er  eröffnete  seine  Rede  mit
einem Zitat von alt Bundesrat Hans-Peter Tschudi: «Zweifellos
würde  niemand  das  3-Säulen-System  vorschlagen,  wenn  die
Altersvorsorge in unserem Lande völlig neu aufgebaut werden
müsste.» Damit war der Grundstein für eine kritische Debatte
gelegt.

Im Dezember jährt sich die Verankerung des 3. Säulen-Systems
in der Verfassung bekanntlich zum fünfzigsten Mal. Ein guter
Zeitpunkt, zurückzuschauen und gleichzeitig auch den Blick auf
die aktuellen Reformbestrebungen der 2. Säule zu richten.

Bevor  Bundesrat  Alain  Berset  ans  Mikrofon  trat,
veranschaulichte die em. Geschichtsprofessorin Brigitte Studer
eindrücklich,  wie  die  Sozialpolitik  die  gesellschaftlichen
Verhältnisse widerspiegelt, aber auch formt. Die Frauenarbeit
sei  im  20.  Jahrhundert  je  nach  Zivilstand  durch
sozialpolitische Massnahmen und normative Erwartungen ein- bis
ausgegrenzt  worden,  was  sich  sowohl  in  der  Struktur  des
Arbeitsmarkts und der Familie als auch in der Struktur der 2.
Säule  niedergeschlagen  habe.  Um  den  Gender  Pension  Gap
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aufzuheben, sei denn auch eine profunde Restrukturierung der
2. Säule notwendig, so die klare Botschaft von Studer.

Auch Bundesrat Alain Berset würdigte das 3-Säulen-System. Und
auch er sieht Reformbedarf: Denn das Bild der 3 Säulen mit
einem Dach – quasi ein Tempel – suggeriere Stabilität und
Ausgeglichenheit, das entspreche aber für viele Menschen nicht
der Realität. Das Versprechen der 3 Säulen werde für viele
nicht eingelöst, immer noch mehr als 600 000 Personen haben
keine 2. und 3. Säule. Was für ein Alter in Würde und ohne
finanzielle Sorgen zähle, sei die gesamte Rente. Bundesrat
Alain  Berset  honorierte  den  Sozialpartnerkompromiss  und
unterstrich  in  diesem  Zusammenhang  auch,  wie  zentral  die
Sozialpartnerschaft in der Altersvorsorge sei. Er appellierte
an  die  Politik  und  die  Sozialpartner,  Verantwortung  zu
übernehmen. Eine mehrheitsfähige BVG-Vorlage müsse das Ziel
bleiben.  Dagmar  Rösler,  Präsidentin  Lehrerinnen  und  Lehrer
Schweiz  LCH,  sprach  sich  ebenfalls  für  den
Sozialpartnerkompromiss  aus.  Sie  erinnerte  daran,  dass  den
Frauen und allen Teilzeitbeschäftigten nach der AHV-Abstimmung
viel  versprochen  wurde.  Nun  sollen  sie  aber  gemäss  dem
aktuellen  Vorschlag  der  SGK-S  auf  die  notwendigen
Rentenverbesserungen  weiterhin  Jahrzehnte  warten  –  und  bis
dahin mit hohen Lohnabzügen konfrontiert sein.

Der ZV Öffentliches Personal Schweiz ist seit rund eineinhalb
Jahren  Teil  des  PK-Netzes,  welches  die  Mitglieder  von  17
Arbeitnehmerverbänden mit über 500 000 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern  in  ihren  PK-Anliegen  vertritt  und  damit  die
umfassendste Organisation in diesem Bereich schweizweit ist.
Die jährliche PK-Netz-Tagung ist selbst unter Fachleuten ein
besonderes Ereignis und Ort intensiver Auseinandersetzung auf
fachlicher wie auf politischer Ebene.

Brandaktuell  von  den  Themen  her,  hochkarätig  besetzt  und
straff durchgezogen, das sind die Markenzeichen der PK-Netz-
Tagungen  generell,  und  das  alles  hatte  auch  für  die



diesjährige Tagung volle Geltung. Das 3-Säulensystem begeht
seinen 50. Geburtstag, Grund zum Feiern? Ja klar, ein geniales
Gebilde, aber angesichts des mit dem gesellschaftlichen Wandel
und  der  demografischen  Entwicklung  offensichtlichen
Reformbedarfs  kein  Grund,  um  bei  den  bisherigen  Lösungen
stehen zu bleiben. Aktuell steckt die gesetzliche Regelung der
zweiten Säule mitten in den parlamentarischen Beratungen, aber
verschiedene gordische Knoten sind weit davon entfernt, gelöst
werden zu können, so dass sich reihum Desillusionierung breit
macht, dass ein tragfähiger Kompromiss erzielt werden könnte.
Zu  weit  auseinander  liegen  die  Meinungsfronten,  wie  dies
bereits an unserer Tagung in Brunnen deutlich geworden war.
Der Weg ist noch sehr steinig bis zum Finden einer tragfähigen
Lösung.

Inflation erzeugt im Rentenbereich Druck auf die Forderung der
Rentenanpassung, was zur Erfüllung wiederum ein starkes Stück
Solidarität in der zweiten Säule voraussetzt. Steigende Zinsen
sind zunächst einmal Gift für die zu tiefen Zinsen getätigten
Anlagen und bewirken erst in der Refinanzierung zu höheren
Zinsen  einen  gewissen  Ausgleich  gegenüber  einer
fortschreitenden Inflation. Die jüngsten wirtschaftlichen und
politischen  Entwicklungen  bestärken  das  PK-Netz  in  seiner
Forderung, dass zugunsten der Rentenbezüger ein Leistungsziel
zu verfolgen ist.

Der Besuch von Bundesrat Berset war eine starke Referenz an
die Bedeutung der Tagung ebenso wie generell des PK-Netzes an
sich. Einmal mehr hat zudem Eliane Albisser der Tagung ihr
organisatorisches Gesicht gegeben: Sie hat sie geprägt mit dem
Engagement führender Exponenten und dem Geschick, das sehr
dichte Programm auf Kurs zu halten und gleichzeitig aber auch
dem persönlichen Austausch Raum zu lassen. Wir freuen uns
schon aufs nächste Mal.

Allen Anwesenden wurde spätestens beim BVG-Podium mit Vania
Alleva,  Präsidentin  unia,  Adrian  Wüthrich,  Präsident
Travail.Suisse,  Kurt  Gfeller,  Vizedirektor  Gewerbeverband,



sowie Casimir Platzer, Präsident GastroSuisse, bewusst, wie
wenig Gehör die beiden Arbeitgebervertreter der Gewerbe- und
Gastrobranche  für  die  schlechte  Rentensituation  von
Arbeitnehmenden in Tieflohnbranchen und Teilzeitbeschäftigten
haben. Der Tiefpunkt der Diskussion war erreicht, als Gfeller
den  Verfassungsauftrag,  wonach  die  berufliche  Vorsorge
zusammen  mit  der  1.  Säule  die  Fortsetzung  der  gewohnten
Lebenshaltung  zu  ermöglichen  hat,  als  nicht  finanzierbar
beschrieb. Im Hinblick auf die BVG-Reform stellten sich die
Vertreter von Gewerbeverband und GastroSuisse hinter den sog.
Mittelweg.  Beim  Modell  des  Nationalrats  müssten  noch
Korrekturen  vorgenommen  werden,  damit  sie  die  Vorlage
mittragen könnten. Alleva und Wüthrich zeigten dagegen auf,
warum sie beide Vorlagen des Parlamentes kategorisch ablehnen:
Sie  kosten  für  die  Arbeitnehmenden  zu  viel  und  bringen
trotzdem  Rentenverschlechterungen  mit  sich.  Der
umlagefinanzierte  Rentenzuschlag  für  alle  sei  hingegen  das
effizienteste  Mittel,  um  Renteneinbussen  zu  kompensieren.
Lediglich eine Schnittmenge gab es: Beide Seiten lehnen die
Beschlüsse der ständerätlichen Sozialkommission dezidiert ab.
Kurz: Es gibt Stand heute keine Aussicht auf eine Vorlage des
Bundesparlamentes, die die Gewerkschaften mittragen könnten.
Das sind schlechte Aussichten für die Arbeitnehmenden – insb.
viele Frauen –, die auf bessere Renten angewiesen sind.

Daneben stand die PK-Netz-Tagung auch im Zeichen der Inflation
und der steigenden Zinsen. Das Thema ist aktuell und brennt
den  Stiftungsrätinnen  und  Stiftungsräten  unter  den  Nägeln.
Laut  Thomas  Bauer,  Travail.Suisse,  dürfen  die  steigenden
Kosten durch die Inflation nicht auf die leichte Schulter
genommen  werden.  Es  besteht  ein  klares  Bedürfnis  der
Versicherten für höhere Renten, denn neben den Löhnen sind
auch die Renten aktuell von einem Kaufkraftverlust betroffen.
Nun wissen alle, die die finanzielle Lage der Pensionskassen
verfolgen, dass die Deckungsgrade wegen der steigenden Zinsen
und der Verwerfungen an den Aktienmärkten seit Jahresbeginn



massiv abgesackt sind. Wir sind also zum einen mit einem Druck
auf die Anpassung der Renten konfrontiert und zum anderen
bewegt sich der Deckungsgrad bei vielen Kassen direkt Richtung
100% oder tiefer. Da nützt es nicht viel, dass die Kassen die
Renten  gemäss  Art.  36  BVG  «entsprechend  den  finanziellen
Möglichkeiten»  der  Preisentwicklung  anpassen  müssen.  Die
gesetzlichen Bestimmungen scheinen nicht zu greifen, wenn man
sie  bräuchte.  Gabriela  Medici,  SGB,  forderte  denn  auch
schlüssig: «Man braucht Solidarität in der 2. Säule, damit die
Renten an die Teuerung angepasst werden können.»

Es gibt aber auch positive Signale: Die Inflation geht Hand in
Hand mit steigenden Zinsen. Und eine längerfristige Zinswende
kann die 2. Säule stabilisieren, wie mehrere Referentinnen und
Referenten an der Tagung darlegten. Aktuell befinden wir uns
in  einer  Umbruchphase,  die  steigenden  Zinsen  widerspiegeln
sich  vor  allem  in  Buchverlusten  auf  den  Obligationen.
Gleichzeitig können aber bei Reinvestitionen wieder positive
Zinserträge erzielt werden. Bereits reduziert hat sich der
Druck auf weitere Senkungen des technischen Zinses und der
Umwandlungssätze.  Auch  Diskussionen  über  die  technischen
Zinssätze müssten nun geführt werden. Allerdings mahnten auch
alle vor übereiligen, unüberlegten Schnellschüssen.

Was  es  jetzt  zuerst  braucht,  sind  vor  allen  Dingen
Stiftungsrätinnen  und  Stiftungsräte,  die  fundierte
Auslegeordnungen in ihren Kassen einfordern. Zentral ist eine
Analyse  über  das  Preis-Leistungs-Verhältnis  des  jeweiligen
Vorsorgeangebotes. Für das PK-Netz ist klar: Wir müssen die
Verfolgung eines Leistungsziels ins Zentrum stellen. Neben der
Anpassung der technischen Parameter müssen längerfristig auch
Rentenerhöhungen  zwecks  Leistungserhalt  (Teuerungsausgleich)
oder zur Behebung von Kohortenproblemen das Ziel sein. In
unserem kürzlich publizierten Leitfaden zur Inflation und den
steigenden Zinsen können Stiftungsrätinnen und Stiftungsräte
nachlesen, wie dieses Ziel in der Praxis verfolgt werden kann.

Die PK-Netz-Tagung findet jährlich zu aktuellen Themen in der



2. Säule statt. Das PK-Netz stärkt die Stimme der Versicherten
in  der  beruflichen  Vorsorge.  Die  17  Mitgliederverbände
repräsentieren gemeinsam rund 540 000 Versicherte und machen
das PK-Netz damit zum wichtigsten Netzwerk der Arbeitnehmenden
in der beruflichen Vorsorge.

Eliane Albisser,
Geschäftsführerin PK-Netz

Fotos: Monika Flückiger

Reform BVG 21 auf Irrwegen?
geschrieben von Andreas Cabalzar | Juni 4, 2025
Nach  der  Verabschiedung  des  Revisionsentwurfs  des
Bundesgesetzes  über  die  berufliche  Alters-,  Hinterlassenen-
und  Invalidenvorsorge  (BVG)  am  25.  November  2020,  dem
Beschluss des Nationalrats vom 8. Dezember 2021 und den frisch
vorliegenden Anträgen der Kommission für soziale Sicherheit
und Soziales des Ständerats vom 26. April 2022 liegen die
Karten nun mehr oder weniger auf dem Tisch: Eigentlich wäre
man/frau sich in vielen Punkten ja grundsätzlich einig, und
doch droht die Vorlage zu scheitern.

Wo liegen die wichtigsten Differenzen zwischen dem Entwurf des
Bundesrats, der vom Nationalrat beschlossenen Variante und der
von der ständerätlichen Vorberatungskommission verabschiedeten
Mehrheitslösung (Quelle: 20.089 BVG-Reform, Fahne Ständerat,
Sommersession 2022)?

Wobei  ich  hier  ausdrücklich  festhalten  möchte,  dass  die
nachfolgende Auswahl der gesetzlichen Bestimmungen auf meiner
persönlichen  Einschätzung  ihrer  Tragweite  beruht.  Die
Übersicht gibt aber doch einen guten Einblick, um was man sich
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da so alles balgt:
Wenn man die verschiedenen Beschlüsse analysiert, kann man
durchaus Einigkeit in an sich wichtigen Grundsätzen erkennen:

Es ist offensichtlich unbestritten, dass einerseits die Höhe
der Renten so festzulegen wären, dass sie kostenneutral sind
und  dass  die  dazu  erforderlichen  Anpassungen  der
versicherungstechnischen Grundlagen zu tieferen Renten führen,
die mit flankierenden Massnahmen aufzufangen sind, einerseits
durch eine Erhöhung der Sparbeiträge und andererseits durch
einen Zusatzbeitrag für die Übergangsjahrgänge, welche nicht
oder nur unzureichend von höheren Sparbeiträgen profitieren
können. So weit – so gut. Der Weg, wie man dahin kommt, ist
jedoch umstritten.

Dazu liegen mittlerweile drei Varianten vor.

Die Varianten finden Sie entweder in der Printausgabe oder
hier als Pdf-Datei.

Ich verzichte darauf, die Unterschiede zu werten, aus dem
einfachen Grund, weil man in allen drei Varianten den Pfad der
Tugend  verlassen  hat,  indem  man  Systeme  vermischt  und
weiterhin  an  der  Regelung  technischer  Details  festhält,
anstatt sich auf das Wesentliche zu fokussieren. Ich halte es
für  verfehlt,  dass  der  Gesetzgeber  versicherungstechnische
Parameter wie den Umwandlungssatz festlegt, und dies erst noch
versicherungstechnisch  ungenügend,  zumindest  wenn  man  die
grundsätzlich systemwidrige Querfinanzierung überhöhter Renten
vermeiden  will.  Der  versicherungstechnisch  korrekte
Umwandlungssatz  müsste  wohl  eher  bei  5  Prozent  liegen.

Die  vorgesehene  Anpassung  des  UWS  auf  6  Prozent  ist
klarerweise ungenügend. Und noch schlimmer, als flankierende
Massnahme  will  man  nun  im  BVG-System  einen  Rentenzuschlag
einführen, der auf dem Umlagerungs- und Solidaritätsprinzip
der  ersten  Säule  basiert.  Beide  Prinzipien  sind  gewiss
hochzuhalten, selbstverständlich, aber die 2. Säule ist eine

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/wp-content/uploads/ZV-Info_04_2022.pdf


individuelle  Versicherung  und  basiert  auf  dem  individuell
Ersparten und den Kapitalerträgen. Im Prinzip wird die AHV+,
die vom Volk bedauerlicherweise abgelehnt worden ist, nun halt
einfach über die 2. Säule eingeführt.

Wenn man derart meckert, sollte man auch aufzeigen, was denn
mögliche Alternativen wären. Für einmal hat meines Erachtens
der Kanton Graubünden in einem umfassenden Reformpaket seiner
kantonalen Vorsorgeeinrichtung (Pensionskasse Graubünden; PK
GR) eine technisch saubere gut funktionierende und teilweise
auch  innovative  Lösung  entwickelt.  Vor  allem  wichtig,  es
wurden  in  der  politischen  Diskussion  im  Grossen  Rat
(Kantonsparlament)  die  relevanten  politischen  Fragen
diskutiert, allen voran das Leistungsziel der 2. Säule. Und
genau diese Diskussion fehlt auf nationaler Ebene. Basierend
auf  den  versicherungstechnisch  angepassten,  korrekten
Grundlagen ergab sich im Fall der PK GR der Standardsparplan
mit  den  entsprechenden  Sparbeitragssätzen.  Für  die  PK  GR
strategisch gesehen fast noch wichtiger war, dass zusätzlich
die Rentner*innen, die noch mit zu hohen Umwandlungssätzen
(UWS) in Rente gehen konnten, in ein eigenes geschlossenes
Vorsorgewerk überführt werden konnten, für das der Kanton eine
unbefristete  Staatsgarantie  (mittels  einer  Darlehensoption)
übernommen  hat.  Für  die  dritte  Kompetente,  eine  faire
Übergangslösung für die ersten zehn Jahrgänge, die zu wenig
von  den  höheren  Sparbeiträgen  profitieren  können,  um  die
Renteneinbusse infolge der Senkung des UWS kompensieren zu
können, war die PK GR selber besorgt. Die Übergangslösung ist
so ausgerichtet – und dies wurde im politischen Prozess offen
deklariert  –,  dass  die  Renteneinbussen  nicht  mehr  als  7
Prozent  im  Vergleich  zur  Rente  mit  den  vorgängigen
versicherungstechnischen  Grundlagen  betragen  darf.

Also auch hier ein klares quantitatives Ziel, auf das all die
Stellschrauben  auszurichten  waren.  Wenn  das  Bündner
Reformpaket  einen  Makel  hat,  dann  den,  dass  sich  die
Arbeitgebenden  an  der  Übergangslösung  finanziell  nicht



beteiligen mussten. Da im Fall der PK GR das Verhältnis von
Arbeitgeber- zu Arbeitnehmerbeitrag bei rund 54:46 liegt sowie
unter Berücksichtigung der Staatsgarantie für das Rentnerwerk,
muss man die fehlende Beteiligung der Arbeitgeberseite etwas
relativieren.

Was ist nun das Fazit: Falls eine der Varianten von BR/NR/SR
in Kraft treten sollte, wird man bestenfalls eine begrenzte
Entschärfung der Situation der 2. Säule erzielt haben. Trotz
einer  gut  gemeinten  Übergangslösung  wird  man  auch  nicht
wissen, wo man in Bezug auf das verfassungsmässige Ziel für
die 2. Säule (zusammen mit der Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenversicherung),  die  Fortsetzung  der  gewohnten
Lebenshaltung in angemessener Weise zu ermöglichen (Art. 113
Abs. 2 lit. a Bundesverfassung; SR 101), effektiv steht. Man
fischt so gesehen im Trüben. Sollte die Vorlage Reform BVG 21
scheitern, würde dies die Chance bieten, eine echte und auch
langfristig  funktionierende  Lösung  zu  bringen,  mit  einem
klaren Leistungsziel für die 1. und die 2. Säule und mit
quantitativen  Vorgaben  für  eine  Übergangslösung.  Eigentlich
wären doch dies die sozialpolitisch relevanten Fragen, die zu
entscheiden wären, und nicht wie hoch der Luftdruck in einem
Veloreifen sein sollte.

Andreas Cabalzar,
Co-Präsident VBS und Geschäftsleitungsmitglied
Öffentliches Personal Schweiz (ZV)

Alle Jahre wieder…
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 4, 2025
Die  vergangenen  zwanzig  Jahre  haben  –  besonders  was  den
Finanzbereich betrifft – einige Stürme gesehen, die in der
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gesamten Branche tiefe Spuren hinterlassen haben.

Vor gut zwanzig Jahren, im allgemeinen Hype der ausgehenden
neunziger Jahre mit ihren steil steigenden Renditen-Charts,
mit  praktisch  täglichen  Berichten  über  weitere  Wunder-
Anlagefonds  mit  gewaltigen  Gewinnmöglichkeiten,  versuchten
auch  die  kleineren  Anleger,  sich  ein  Stück  von  diesen
vermeintlich wie Manna von den Anlagen fallenden Erträgen zu
profitieren. Egal wo, wie und wann man investierte, alles
verwandelte sich in pures Gold. Übertriebene Medienberichte
sowie unsachgemässe Vergleiche von Anlagen, die jenen zwischen
Äpfeln und Birnen glichen, (über-)steigerten die Erwartungen
der Privatanleger noch zusätzlich.

Viele stiegen deshalb unüberlegt und ohne grosse Planung mit
einem  zu  grossen  Anteil  ihres  Vermögens  in  die  bereits
übersättigten  Märkte  ein.  Nach  wenigen  Jahren  brachen  die
Börsen immer mal wieder ein (Dotcom-Blase, Finanzkrise) und
den vielen kleineren Anlegern verging oft der Appetit für
weitere  Experimente.  Den  absehbaren  Aufschwung  nach  der
Börsenkorrektur  machten  diese  enttäuschten  Anleger  deshalb
dann  unglücklicherweise  nicht  mit  und  verloren  so  ihre
Investitionen leider definitiv.

Wie immer drehte die Stimmung nach den schwierigen Phasen und
die Kurse stiegen wieder. Jetzt galt es, die Positionen zu
konsolidieren und mögliche Gewinne mit ausgewählten Produkten
sogar  noch  zu  erhöhen.  Breit  diversifizierte  Anlagefonds
Strategien, gemischt mit kapitalgarantierten Produkten, hatten
sich hier – sogar noch bei erhöhter Sicherheit – besonders
bewährt.

Die  vergangenen  zwanzig  Jahre  haben  bewiesen,  dass  die
Faustregel  –  Börsenanlagen  schneiden  innert  zehn  Jahren
gegenüber  Zinsprodukten  besser  ab  –  stimmt  und  dass  ein
längerer  Anlagehorizont  eine  wesentliche  Voraussetzung  für
Erfolg ist. Wichtig sind jedoch auch die richtige Auswahl und
Gewichtung der Produkte sowie die Überwachung und Betreuung



der Anlagen unter gleichzeitiger Berücksichtigung des «Alters»
der Anleger.

Durch die raschen Änderungen und die zum Teil dramatischen
Ereignisse (aktuell sehen wir das auch wieder in der Corona-
Pandemie)  konnten  wir  Erfahrungen  sammeln,  die  für  unsere
Kunden heute bares Geld wert sind. In Zusammenarbeit mit den
Kunden wird die Auswahl der Produkte zwar wie bisher nach dem
Best-of-Class-Prinzip  getroffen,  aber  im  gesamten  Mix  der
Anlagen  wird  den  Sicherheitsüberlegungen  und  den  möglichen
Verlusten im Bereich der börsenabhängigen Anlagen viel Platz
eingeräumt. In der langfristigen Perspektive – und diese muss
in schwierigen Zeiten über die immer wieder angeführten zehn
Jahre hinaus erweitert werden – können die meisten unserer
Kunden beruhigt auf ihre (Früh-)Pensionierung schauen, denn
der Mix enthält ein für alle Beteiligten überschaubares Mass
an Risiko und Renditeerwartung.

Bitte lesen Sie nachfolgend die Erfahrungsliste der «Dos» und
«Don’ts».

Dos

Folgen Sie einem langfristigen Vorsorgeplan.
Diversifizieren  Sie  Ihre  Vermögensprodukte  breit  und
folgen Sie Ihrem Vorsorgeplan.
Geben Sie sich und Ihren Anlagen lange Zeit, sogar noch
mehr Zeit, wenn bei Ablauf die angestrebten Resultate
noch nicht erreicht wurden.
Ihr Vorsorgeplan muss Ihnen Zeit zum «Aussitzen» der
Börsenbaissen gewähren.
Investieren  Sie  in  Fonds-Strategien,  nicht  in
Einzeltitel.
Mischen Sie immer kapitalgarantierte Produkte in Ihre
Anlagen.
Optimieren Sie Steuern nur im Rahmen Ihrer bestehenden
Liquidität  (Säule  3a,  Nachzahlungen  in  die
Pensionskasse,  Renovationen …).



Entscheiden Sie erst aufgrund eines Vorsorgeplanes, ob
Sie das Kapital oder die Rente aus der Pensionskasse
beziehen.
Wählen Sie einen erfahrenen und unabhängigen Berater,
der  schon  lange  am  Markt  ist  und  über  reichhaltige
Erfahrungen im Finanzmarkt verfügt.
Seien Sie sich immer bewusst:
– Alle Berater investieren in dieselben Märkte, zaubern
kann keiner.
– Keiner kennt den perfekten Zeitpunkt für den Einstieg
in die Märkte, aber auch nicht für den Ausstieg.
–  Nur  der  unabhängige  Berater  kann  frei  auswählen.
Angestellte partizipieren immer am Ergebnis Ihrer     
 Arbeitgeber und profitieren von deren Produkten.

Don’ts

Investieren  Sie  nicht  in  fondsgebundene
Lebensversicherungen als reine Kapitalanlage.
Optimieren Sie Ihre Steuern nie über fremdfinanzierte
Kapitalien.
Setzen Sie nicht nur auf ein Pferd, Diversifikation ist
sehr wichtig
Wählen Sie nicht willkürlich Einzeltitel und Einzelwerte
(Aktien, Fonds) aus.
Kaufen und verkaufen Sie Ihre Anlagen nicht dauernd.
Lesen Sie nicht täglich die Kurslisten der Medien durch.
Reagieren Sie nicht sofort auf negative Schlagzeilen,
schlafen Sie drüber (ein paarmal).

BVG-Reform  im
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Scheinwerferlicht  –  ein
weiterer  Scherbenhaufen
droht!
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 4, 2025
Am 7. Dezember 2021 begann die Beratung der BVG-Reform im
Nationalrat, einen Tag zuvor trafen sich an der hybriden PK-
Netz  Tagung  in  Bern  Nationalrät:innen  der  vorberatenden
Sozialkommission,  Sozialpartner  und  ein
Politikwissenschaftler, um über die BVG-Reform zu diskutieren.
Es wurde kontrovers debattiert und zum Schluss blieb das fahle
Gefühl, dass die Gräben tief, der politische Konsens bei den
entscheidenden  Fragen  fehlt  –  und  vor  allem,  dass  die
Vorschläge  der  Sozialkommission  nicht  zu  einer
mehrheitsfähigen  Vorlage  führen  können.  Als  Plattform  der
Arbeitnehmenden  sieht  das  PK-Netz  einzig  den
Sozialpartnerkompromiss als Weg raus aus dem Reformstau.

Der Appell des SGB Chefökonomen Daniel Lampart hallte durch
den  grossen  Saal  im  Hotel  Kreuz:  «Die  Versicherten
interessieren sich nicht für «systemkonform», sondern dafür,
wie hoch ihre Rente ist und wie viel sie dafür bezahlen.»
Damit bezog er sich auf den Vorwurf aus der Branche und aus
bürgerlichen Kreisen, wonach die Umlagekomponente systemwidrig
und deswegen abzulehnen sei. Wenig überraschend ist die Frage
der  Ausgestaltung  der  Kompensation  für  die  geplante
Umwandlungssatzsenkung  der  Knackpunkt  der  Vorlage.  Aus  der
Forschung  weiss  man,  dass  Leistungseinbussen  bei  der
Stimmbevölkerung  sehr  unpopulär  sind.

Klaus Armingeon, em. Professor für Politikwissenschaft an der
Universität  Bern,  formulierte  es  so:  «Für  erfolgreiche
Reformen in der Altersvorsorge braucht es einen Elitekonsens.
Mit dem Sozialpartnerkompromiss wurde dieser Konsens zwischen
Arbeitnehmenden  und  Arbeitgebenden  hergestellt.  Durch  das
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Zerpflücken der Umverteilungskomponente und den vorgesehenen
Steuergeschenken  an  Gutverdienende  [Säule  3a]  wurden  die
Gewerkschaften vor den Kopf gestossen und man droht wieder vor
einem Scherbenhaufen in der Altersvorsorge zu stehen.»

Der  ZV  Öffentliches  Personal  Schweiz  ist  seit  rund  einem
halben Jahr Teil des PK-Netzes, welches die Mitglieder von 17
Arbeitnehmerverbänden mit über 500‘000 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern  in  ihren  PK-Anliegen  vertritt  und  damit  die
umfassendste Organisation in diesem Bereich schweizweit ist.
Die jährliche PK-Netz-Tagung ist selbst unter Fachleuten ein
besonderes Ereignis und Ort intensiver Auseinandersetzung auf
fachlicher wie auf politischer Ebene. Dies war in diesem Jahr
einen  Tag  vor  Beginn  der  parlamentarischen  Diskussion  im
Nationalrat über die BVG-Reform ganz speziell der Fall und an
Aktualität nicht zu überbieten. Die Besetzung des politischen
Podiums spricht dafür Bände.

Der ZV Öffentliches Personal Schweiz war an der Tagung durch
Ruedi  Bürgi  vertreten.  Sein  Eindruck:  Ein  Musterbeispiel
hochprofessioneller  Organisation  und  straffer  Durchführung,
jederzeit  kontradiktorische  Auseinandersetzung  mit  den
Fachfragen,  die  Raum  für  den  Diskurs  schafften  und  dazu
Gelegenheit  zum  persönlichen  Austausch  für  all  jene,  die
physisch  in  Bern  anwesend  waren.  Vom  ZV  aus  herzliche
Gratulation an das PK-Netz, dessen Präsidenten Urs Eicher und
vor allem auch an Eliane Albisser, welche für die perfekte
Organisation sorgte.

 

Konsens  besteht  darin,  Geringverdienende  und
Teilzeitangestellte – vielfach Frauen – besser absichern zu
wollen. Der Gender Pension Gap von 63% in der 2. Säule kann
nicht  mehr  kleingeredet  werden.  Allerdings  wurde  gestern
deutlich,  dass  die  Bürgerlichen  dieses  Ziel  mit  der
Herabsetzung  des  Koordinationsabzuges  und  der
Eintrittsschwelle als erreicht ansehen. Zurecht intervenierte



hier  Lukas  Müller-Brunner,  Leiter  Sozialpolitik  beim
Schweizerischen  Arbeitgeberverband:  «  Es  ist  zynisch,  eine
Senkung der Eintrittsschwelle als Verbesserung für Frauen zu
verkaufen, denn die Verbesserungen werden erst in 40 Jahren zu
spüren sein und kosten viel.»

Léonore  Porchet,  Vize-Präsidentin  Travail.Suisse  und
Nationalrätin Grüne, schlug in dieselbe Kerbe: «Man versuchte
uns bei der Diskussion um die Erhöhung des Frauenrentenalters
in der AHV zu vertrösten, dass man sich bei der BVG-Reform für
substanzielle Verbesserungen für Frauen einsetzen werde. Weit
gefehlt.  Nur  die  Umlagekomponente  bringt  eine  sofortige
Verbesserung für Geringverdienende und Teilzeitarbeitende. Das
brauchen wir!»

Es besteht Hoffnung, dass die Meinungsmacher:innen auf der
bürgerlichen Seite einsehen, dass ein Kurswechsel nötig ist.
Ein  Kurswechsel,  der  ausreichende  Kompensationsmassnahmen
vorsieht und die Rentensituation von Frauen jetzt und nicht
erst in Jahrzehnten verbessert. Damian Müller, Ständerat FDP,
scheint dies begriffen zu haben. Er hat heute im SRF Radio
klare Kritik an das eigene bürgerliche Lager adressiert: «Der
Nationalrat hat den Kompass verloren.» Wir hoffen, dass diese
Intervention Staub aufwirbelt.

Neben der BVG-Reform war auch der Strukturwandel Thema. Roger
Baumann, Partner c-alm und Eva Zumbrunn, Gründungspartnerin
Stiftung  Abendrot  eruierten  Herausforderungen,  Chancen  und
Risiken des Strukturwandels. Daneben unterhielten sich drei
Stiftungsrät:innen  über  die  Herausforderungen  paritätischer
Führung in Sammel- und Gemeinschaftsstiftungen – immer mit
einem Fokus auf die Interessen der Versicherten.

Zum Schluss fanden vier Referate und eine Diskussion zum Thema
« Mehr Mut zum Risiko?» statt. Aufhänger für das Panel war die
provokante Aussage von Iwan Deplazes, Leiter Asset Management
bei Swisscanto, wonach eine Mehrrendite von 0.6 Prozentpunkte



reichen würde, um die Renten zu sichern. Deplazes betonte die
grossen Performanceunterschiede der verschiedenen Kassen. Dem
impliziten Vorwurf, wonach Kassen vielfach ineffizient anlegen
würden, widersprachen die drei anderen Referierenden, Thorsten
Hens, Professor of Financial Economics UZH, Silvia Rudigier,
Partnerin  PPCmetrics  und  Christoph  Ryter,  Geschäftsleiter
Migros Pensionskasse. Die Risikofähigkeit der Kassen würden
sich  erheblich  unterscheiden.  Auch  sehen  sie  keine
limitierende Wirkung der Kategorienbegrenzungen in der BVV2,
weil man sie schon heute begründet überschreiten könne. Man
betonte die Wichtigkeit der Beibehaltung der Milizstruktur bei
den Stiftungsrät:innen, auch wenn einmal mehr deutlich wurde,
wie gross die Verantwortung der Mitglieder der obersten Organe
gerade auch bei Anlageentscheiden ist.

Für das PK-Netz ist und bleibt die Aus- und Weiterbildung
zentral,  Professionalisierungsanforderungen  für
Stiftungsrät:innen, wie dies Nationalrat Andri Silberschmidt
(Motion 21.3017) will, laufen dem Milizgedanken zuwider und
gehen in die falsche Richtung.

Die PK-Netz Tagung findet jährlich zu den wichtigsten Themen
in der 2. Säule statt. Das PK-Netz stärkt die Stimme der
Versicherten  in  der  beruflichen  Vorsorge.  Die  17
Mitgliederverbände  repräsentieren  gemeinsam  rund  540’000
Versicherte  und  machen  das  PK-Netz  damit  zum  wichtigsten
Netzwerk der Arbeitnehmenden in der beruflichen Vorsorge.

 

Eliane Albisser,
Geschäftsführerin PK-Netz

Fotos: Yoshiko Kusano



Sinkende Altersleistungen
geschrieben von Gabriela Sollberger | Juni 4, 2025
Liebe Mitglieder
Erst kürzlich habe ich in Printmedien wieder gelesen, dass die
Renten  Jahr  für  Jahr  sinken  und  das  Vertrauen  der
Schweizerinnen  und  Schweizer  in  die  Altersvorsorge  in  nur
einem Jahr spürbar gesunken sei. Unter dem Strich bedeutet
dies, dass die Leistungen aus AHV und Pensionskasse heute mehr
als 20 Prozent tiefer sind als vor 20 Jahren! Dieser Trend
wird sich weiter verschärfen – das heisst, wer in den nächsten
Jahren pensioniert wird, muss mit noch weniger Einkommen aus
diesen zwei Säulen rechnen.

Fazit: Wer sich auf das Alter finanziell vorbereiten will,
sollte so früh wie möglich damit beginnen, sich um das Thema
Vorsorge zu kümmern und seine finanzielle Situation allenfalls
entsprechend anzupassen. Dank unserer Zusammenarbeit mit der
VVK AG (Vorsorge- und Vermögenskonzepte AG) können Sie sich
jederzeit auf der Homepage www.vvk.ch für ein – speziell für
ZV-Mitglieder aufgebautes – Vorsorge-Webinar anmelden und sich
beraten lassen.

Die Mischung aus Vorsorge- und Lebenshilfe und Finanzberatung
inkl. Finanzdienstleistungen, wie sie die VVK macht, ist DIE
erfolgversprechende  Zukunftsstrategie  dieser  Branche.   Man
schult die Kunden in den Grundzug̈en der Vorsorge, man bezieht
sie  in  Workshops  ein.  Darauf  aufbauend  erstellt  man  eine
«Grundanalyse» in einem Vorsorgeplan, und diese wiederum nutzt
man als Basis fur̈ Kundenberatung und die sich daraus
ergebenden  Massnahmen.  Aber  nur  insoweit  sie  aufgrund  der
Situation der Kund*innen auch angebracht sind und zu ihrem
finanziellen Wohlergehen in der Zukunft fuḧren.

Ub̈rigens, es ist nie zu spaẗ, sich beraten zu lassen, selbst
in einer geordneten und geplanten Nachlassorganisation kon̈nen
noch viele Steuerfranken eingespart werden.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/berufliche-vorsorge/2021/10/sinkende-altersleistungen-2


Der Lebensweg als Ok̈osystem Vorsorge
Wir haben im Laufe der Jahre vierzig Ereignisse im Leben eines
Menschen identifiziert, die sich direkt auf seine finanzielle
Situation und damit auf seine Vorsorge auswirken. An jedem
dieser  Ereignisse  braucht  der  Mensch,  wenn  er  sich  nicht
selber helfen kann, professionelle Unterstuẗzung. Dazu ein
paar Beispiele: Die Kinder schlagen die Scheiben der Nachbarn
ein, der Abschluss einer Ausbildung, das Zusammenziehen mit
einem Partner, eine Heirat, die Geburt eines Kindes, der Kauf
einer  Liegenschaft,  der  Abschluss  einer  Hypothek,  eine
Scheidung, der Kauf einer Finanzanlage, der Abschluss einer
Versicherung,  ein  Unfall,  der  Verlust  eines  Partners,  die
Pensionierung,  der  Verkauf  des  Hauses,  der  Bezug  einer
Alterswohnung,  der  Wechsel  ins  Pflegeheim,  die
Nachlassvorbereitung.

Jedes dieser Ereignisse hat, wenn sie falsch angepackt werden,
kleinere oder gros̈sere Auswirkungen auf die Vorsorge des
Einzelnen und seine weitere Lebensgestaltung.


